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I

(Veröffen tlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EWG) Nr. 2470/93 DER KOMMISSION
vom 7 . September 1993

zur Festsetzung der Einfuhrabschöpfungen für Weiß- und Rohzucker

von denen die Kommission Kenntnis hat, führt zu einer
Änderung der gegenwärtig gültigen Abschöpfungen wie
im Anhang zu dieser Verordnung angegeben .

Um ein reibungsloses Funktionieren der Abschöpfungsre­
gelung zu ermöglichen, ist für die Berechnung der
Abschöpfungen bei den floatenden Währungen der im
Referenzzeitraum vom 6. September 1993 festgestellte
repräsentative Marktkurs anzuwenden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 des Rates
vom 30 . Juni 1981 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Zucker ('), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 1548/93 (2), insbesondere auf Artikel 16 Absatz
8 ,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des Rates
vom 28 . Dezember 1992 über die Rechnungseinheit und
die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzuwen­
denden Umrechnungskurse (3), insbesondere auf Artikel 5,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die bei der Einfuhr von Weißzucker und Rohzucker zu
erhebenden Abschöpfungen wurden mit der Verordnung
(EWG) Nr. 1695/93 der Kommission (4), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2465/93 (5), festgesetzt.

Die Anwendung der in der Verordnung (EWG)
Nr. 1695/93 enthaltenen Bestimmungen auf die Angaben,

Artikel 1

Die in Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EWG)
Nr. 1785/81 genannten Abschöpfungen auf Rohzucker
der Standardqualität und auf Weißzucker sind im Anhang
festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8 . September 1993 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7 . September 1993
Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 177 vom 1 . 7 . 1981 , S. 4.
(2) ABl . Nr. L 154 vom 25. 6 . 1993, S. 10 .
(3) ABl . Nr. L 387 vom 31 . 12 . 1992, S. 1 .
(4) ABl . Nr. L 159 vom 1 . 7. 1993, S. 40 .
O ABl . Nr. L 226 vom 7. 9 . 1993, S. 13 .
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 7. September 1993 zur Festsetzung der Einfuhr­
abschöpfungen für Weiß- und Rohzucker

(ECU/100 kg)

KN-Code Abschöpfungsbetrag (')

1701 11 10 36,95 0)
1701 11 90 36,95 0
1701 12 10 36,95 (')
1701 12 90 36,95 (')
1701 91 00 43,48

1701 99 10 43,48

1701 99 90 43,48 (2)

(') Nach den Bestimmungen des Artikels 2 oder 3 der Verordnung (EWG) Nr. 837/68 der Kommission berechneter
Abschöpfungsbetrag.

(2) Dieser Betrag gilt gemäß Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 außerdem für aus Weiß- und
Rohzucker gewonnenen Zucker, dem andere Stoffe als Aroma- oder Farbstoffe zugesetzt sind .

(') Gemäß Artikel 101 Absatz 1 der Entscheidung 91 /482/EWG werden bei der Einfuhr von Erzeugnissen mit
Ursprung in den überseeischen Ländern und Gebieten keine Abschöpfungen erhoben.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2471/93 DER KOMMISSION
vom 7. September 1993

zur Festsetzung der auf Getreide, Mehle , Grobgrieß und Feingrieß von Weizen
oder Roggen anwendbaren Einfuhrabschöpfungen

Abschöpfungen bei den floatenden Währungen der im
Referenzzeitraum vom 6. September 1993 festgestellte
repräsentative Marktkurs anzuwenden.

Die Anwendung der in der Verordnung (EWG)
Nr. 1680/93 enthaltenen Bestimmungen auf die heutigen
Angebotspreise und Notierungen, von denen die
Kommission Kenntnis hat, führt zu einer Änderung der
gegenwärtig gültigen Abschöpfungen, wie im Anhang zu
dieser Verordnung angegeben —

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
vom 30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Getreide ('), geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2193/93 (2), insbesondere auf Artikel 10 Absatz
5 und Artikel 1 1 Absatz 3,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des Rates
vom 28. Dezember 1992 über die Rechnungseinheit und
die im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik anzuwen­
denden Umrechnungskurse (3),

in Erwägung nachstehender Gründe :
Die bei der Einfuhr von Getreide, Mehlen von Weizen
und Roggen, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen zu
erhebenden Abschöpfungen sind durch die Verordnung
(EWG) Nr. 1680/93 der Kommission (4) und die später zu
ihrer Änderung erlassenen Verordnungen festgesetzt
worden .

Um ein reibungsloses Funktionieren der Abschöpfungsre­
gelung zu ermöglichen, ist für die Berechnung der

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die bei der Einfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben
a), b) und c) der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92
genannten Erzeugnisse zu erhebenden Abschöpfungen
werden im Anhang festgesetzt .

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8 . September 1993 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7 . September 1993
Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 181 vom 1 . 7. 1992, S. 21 .
0 ABl. Nr. L 196 vom 5 . 8 . 1993, S. 22 .
(3) ABl . Nr. L 387 vom 31 . 12. 1992, S. 1 .
(4) ABl . Nr. L 159 vom 1 . 7. 1993, S. 8 .
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 7. September 1993 zur Festsetzung der auf Getreide ,
Mehle , Grobgrieß und Feingrieß von Weizen oder Roggen anwendbaren

Einfuhrabschöpfungen

(ECU/Tonne)

KN-Code Drittländer (8)

0709 90 60 138,1 3 (2)(3)
0712 90 19 138,13 0 0
1001 10 00 68,43 (')(5)
1001 90 91 88,07
1001 90 99 88,07 0
1002 00 00 11 2,35 (6)
1003 00 10 103,92
1003 00 20 103,92
1003 00 80 103,92 (9)
1004 00 00 86,98
1005 10 90 138,13 00
1005 90 00 138,13 00
1007 00 90 140,94 0
1008 10 00 20,67 0
1008 20 00 28,03 (4)
1008 30 00 28,03 (J)
1008 90 10 0
1008 90 90 28,03
1101 00 00 160,81 0
1102 10 00 194,80
1103 11 30 139,91
1103 11 50 139,91
1103 11 90 183,48
1107 10 11 167,64
1107 10 19 128,01
1107 10 91 195,86
1107 10 99 149,09
1107 20 00 171,96

(') Für Hartweizen mit Ursprung in Marokko, der unmittelbar von diesem Land in die Gemeinschaft befördert wird,
wird die Abschöpfung um 0,60 ECU je Tonne verringert .

(2) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 715/90 werden keine Abschöpfungen unmittelbar bei der Einfuhr von
Erzeugnissen mit Ursprung in den Staaten in Afrika , im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean in die
französischen überseeischen Departements erhoben .

(') Für Mais mit Ursprung in den AKP-Staaten wird die Abschöpfung bei der Einfuhr in die Gemeinschaft um 1,81
ECU je Tonne verringert .

(4) Für Hirse und Sorghum mit Ursprung in den AKP-Staaten , wird die Abschöpfung bei der Einfuhr in die
Gemeinschaft gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 715/90 erhoben.

(') Für Hartweizen und Kanariensaat, die in der Türkei erzeugt und unmittelbar aus diesem Land in die Gemein­
schaft befördert worden sind , wird die Abschöpfung um 0,60 ECU je Tonne verringert .

(6) Die zu erhebende Abschöpfung auf Roggen, der vollständig in der Türkei erzeugt und unmittelbar aus diesem
Land in die Gemeinschaft befördert wurde, wird durch die Verordnungen (EWG) Nr. 1 1 80/77 des Rates (ABl .
Nr. L 142 vom 9. 6. 1977, S. 10), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1902/92 (ABl . Nr. L 192 vom
11 . 7 . 1992, S. 3), und (EWG) Nr. 2622/71 der Kommission (ABl . Nr. L 271 vom 10 . 12 . 1971 , S. 22), geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 560/91 (ABl . Nr. L 62 vom 8 . 3 . 1991 , S. 26), bestimmt.

(7) Bei der Einfuhr von Erzeugnissen des KN-Codes 1008 90 10 (Triticale) wird die Abschöpfung von Roggen
erhoben .

(*) Gemäß Artikel 101 Absatz 1 der Entscheidung 91 /482/EWG werden bei der Einfuhr von Erzeugnissen mit
Ursprung in den überseeischen Ländern und Gebieten Abschöpfungen nur erhoben , wenn Absatz 4 desselben
Artikels angewandt wird .

(9) Auf Erzeugnisse dieses Codes, die aus Polen , der Tschechoslowakei und Ungarn im Rahmen der zwischen diesen
Ländern und der Gemeinschaft geschlossenen Interimsabkommen mit einer gemäß der Verordnung (EWG) Nr.
585/92 erteilten Bescheinigung EUR 1 eingeführt werden , werden die im Anhang der genannten Verordnung
angegebenen Abschöpfungen erhoben .
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2472/93 DER KOMMISSION
vom 7. September 1993

zur Festsetzung der Prämien, die den Einfuhrabschöpfungen für Getreide, Mehl
und Malz hinzugefügt werden

Abschöpfungen bei den floatenden Währungen der im
Referenzzeitraum vom 6. September 1993 festgestellte
repräsentative Marktkurs anzuwenden.

Aufgrund der heutigen cif-Preise und der heutigen cif­
Preise für Terminkäufe werden die zur Zeit geltenden
Prämien, die den Abschöpfungen hinzugefügt werden,
wie im Anhang zu dieser Verordnung angegeben geän­
dert —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
vom 30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Getreide ('), geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2193/93 (2), insbesondere auf Artikel 12 Absatz
4,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des Rates
vom 28 . Dezember 1992 über die Rechnungseinheit und
die im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik anzuwen­
denden Umrechnungskurse (3),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide und
Malz hinzugefügt werden, sind durch die Verordnung
(EWG) Nr. 1681 /93 der Kommission (4) und die später zu
ihrer Änderung erlassenen Verordnungen festgesetzt
worden.

Um ein reibungsloses Funktionieren der Abschöpfungsre­
gelung zu ermöglichen, ist für die Berechnung der

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Prämien, um die sich die im voraus festgesetzten
Abschöpfungen bei der Einfuhr der in Artikel 1 Absatz 1
Buchstaben a), b) und c) der Verordnung (EWG) Nr.
1766/92 genannten Erzeugnisse erhöhen, sind im Anhang
festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8 . September 1993 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7 . September 1993
Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 181 vom 1 . 7. 1992, S. 21 .
(2) ABl . Nr. L 196 vom 5. 8 . 1993, S. 22 .
(') ABl . Nr. L 387 vom 31 . 12 . 1992, S. 1 .
4) ABl . Nr. L 159 vom 1 . 7. 1993, S. 11 .
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 7. September 1993 zur Festsetzung der Prämien , die
den Einfuhrabschöpfungen für Getreide, Mehl und Malz hinzugefügt werden

A. Getreide und Mehl

(ECU/ Tonne)

laufender , ^ -, ^ , -,,^ X7 „ , . , 1 . Term . 2. Term. 3. Term .KN-Code Monat
9 10 11 12

0709 90 60 0 0 0 0

0712 90 19 0 0 0 0

1001 10 00 0 0 0 0

1001 90 91 0 0 0 0

1001 90 99 0 0 0 0

1002 00 00 0 0 0 0

1003 00 10 0 0 0 0

1003 00 20 0 0 0 0

1003 00 80 0 0 0 0

1004 00 00 0 0 0 0

1005 10 90 0 0 0 0

1005 90 00 0 0 0 0

1007 00 90 0 0 0 0

1008 10 00 0 0 0 0

1008 20 00 0 0 0 0

1008 30 00 0 0 0 0

1008 90 90 0 0 0 0

1101 00 00 0 0 0 0

1102 10 00 0 0 0 0

1103 11 30 0 0 0 0

1103 11 50 0 0 0 0

1103 11 90 0 0 0 0

B. Malz

(ECU/ Tonne)

laufender . ^ . «t-i . m,, KT n , w 1 . Term. 2. Term. 3. Term. 4. Term.KN-Code Monat
9 10 11 12 1

1107 10 11 0 0 0 0 0

1107 10 19 0 0 0 0 0

1107 10 91 0 0 0 0 0

1107 10 99 0 0 0 0 0

1107 20 00 0 0 0 0 0
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 2473/93 DER KOMMISSION
vom 7 . September 1993

zur Änderung der Einfuhrabschöpfungen für Getreide- und
Reisverarbeitungserzeugnisse

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
vom 30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Getreide ('), geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2193/93 (2), insbesondere auf Artikel 11
Absatz 3,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1418 /76 des Rates
vom 21 . Juni 1976 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Reis (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 1 544/93 (4), insbesondere auf Artikel 12
Absatz 4,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des Rates
vom 28 . Dezember 1992 über die Rechnungseinheit und
die im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik anzuwen­
denden Umrechnungskurse (5),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die bei der Einfuhr von Getreide- und Reisverarbeitungs­
erzeugnissen zu erhebenden Abschöpfungen sind durch

die Verordnung (EWG) Nr. 2391 /93 der Kommission (6),
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2469/93 Q,
festgesetzt worden .

Die zuletzt festgesetzte Abschöpfung der Grund­
erzeugnisse weicht von den mittleren Abschöpfungen um
mehr als 3,02 ECU je Tonne des Grunderzeugnisses ab .
Daher müssen aufgrund von Artikel 1 der Verordnung
(EWG) Nr. 1 579/74 der Kommission (8), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1740/78 (9), die zur Zeit
geltenden Abschöpfungen entsprechend dem Anhang zu
dieser Verordnung geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die bei der Einfuhr von Getreide- und Reisverarbeitungs­
erzeugnissen, die der Verordnung (EWG) Nr. 1620/93 der
Kommission ( l0) unterliegen und im Anhang der geän­
derten Verordnung (EWG) Nr. 2391 /93 festgesetzt sind,
zu erhebenden Abschöpfungen werden wie im Anhang
angegeben geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8 . September 1993 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat .

Brüssel , den 7. September 1993

Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 181 vom 1 . 7. 1992, S. 21 .
0 ABl . Nr. L 196 vom 5. 8 . 1993 , S. 22 .
(') ABl . Nr. L 166 vom 25. 6 . 1976, S. 1 .
(4) ABl . Nr. L 154 vom 25. 6 . 1993 , S. 5 .
(5) ABl . Nr. L 387 vom 31 . 12 . 1992, S. 1 .

(6) ABl . Nr. L 218 vom 28 . 8 . 1993, S. 45.
(7) ABl . Nr. L 226 vom 7 . 9 . 1993, S. 21 .
(8) ABl . Nr. L 168 vom 25 . 6 . 1974, S. 7 .
0 ABl . Nr. L 202 vom 26 . 7 . 1978 , S. 8 .
( ,0) ABl . Nr. L 155 vom 26. 6. 1993 , S. 29 .
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 7. September 1993 zur Änderung der Einfuhr­
abschöpfungen für Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnisse

(ECU/Tonne) (ECU/Tonne)

KN-Code

Abschöpfungen (s)
KN-Code

Abschöpfungen (*)

AKP
Drittländer

(ausgenommen AKP)
AKP

Drittländer
(ausgenommen AKP)

0714 10 10 (l) 99,80 106,45 1104 21 30 165,49 168,51
0714 10 91 103,43 (3)O 103,43 1104 21 50 258,58 264,62
0714 1099 101,62 106,45 110421 90 105,50 108,52
0714 90 11 103,43 0 0 1 03,43 1104 22 10 100 89.54 92,56
0714 90 19 101,62 0 106>45 1104 22 10 90O 158,00 161,02
110290 10 186,17 192,21 1104 2230 158,00 161,02
110290 30 158,00 164,04 1104 2250 140,45 143,47
1102 90 90 142,96 145,98 1104 22 90 89,54 92,56
1103 12 00 158,00 164,04 1104 29 19 224,26 227,28
1103 19 30 186,17 192,21 1104 29 39 224,26 227,28
1103 19 90 142,96 145,98 1104 29 99 142,96 145,98
1103 29 20 186,17 192,21 1106 20 10 99,80 0 106,45
1103 29 30 158,00 164,04 2302 10 10 46,17 52,17
1103 29 90 142,96 145,98 2302 10 90 98,94 104,94
1104 11 10 105,50 108,52 230220 10 46,17 52,17
1104 11 90 206,86 212,90 2302 20 90 98,94 104,94
1104 12 10 89,54 92,56 2302 30 10 46,17 0 52,17
1104 1290 175,56 181,60 23023090 98,94 O 104,94
1104 1 9 99 252,29 258,33 2302 40 10 46,17 52,17
1104 21 10 165,49 168,51 2302 40 90 98,94 104,94

(') Unter bestimmten Bedingungen 6 v. H. ad valorem.
(') Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 715/90 wird die Abschöpfung für nachstehende Erzeugnisse mit Ursprung in den Staaten in Afrika, im karibischen
Raum und im Pazifischen Ozean nicht erhoben :

— Erzeugnisse des KN-Codes ex 0714 10 91 ,
— Erzeugnisse des KN-Codes 0714 90 11 und Marantawurzeln des KN-Codes 0714 90 19,
— Mehl und Grieß von Maranta des KN-Codes 1106 20,
— Stärke von Maranta des KN-Codes 1108 19 90 .

(4) TARIC-Code : gestutzter Hafer.
O TARIC-Code : KN-Code 11042210, anderer als gestutzter Hafer.
0 Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 715/90 werden keine Abschöpfungen unmittelbar bei der Einfuhr von Erzeugnissen mit Ursprung in den Staaten in
Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean in die französischen überseeischen Departements erhoben .

(8) Gemäß Artikel 101 Absatz 1 der Entscheidung 91 /482/EWG werden bei der Einfuhr von Erzeugnissen mit Ursprung in den überseeischen Ländern und
Gebieten keine Abschöpfungen erhoben.

(') Die Abschöpfung gilt gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 3763/91 nicht für Weizenkleie mit Ursprung in den Staaten in Afrika, im karibischen Raum
und im Pazifischen Ozean (AKP), die unmittelbar in das französische überseeische Departement Reunion eingeführt wird .
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

RICHTLINIE 93/67/EWG DER KOMMISSION

vom 20 . Juli 1993
zur Festlegung von Grundsätzen für die Bewertung der Risiken für Mensch und
Umwelt von gemäß der Richtlinie 67/548/EWG des Rates notifizierten Stoffen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 67/548/EWG des Rates vom
27. Juni 1967 zur Angleichung der Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften für die Einstufung, Verpackung und
Kennzeichnung gefährlicher Stoffe ('), zuletzt geändert
durch die Richtlinie 93/21 /EWG (2), insbesondere auf
Artikel 3,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Nach der Richtlinie 67/548 /EWG ist jeder neue Stoff, der
in Verkehr gebracht wird, bei den zuständigen Behörden
der Mitgliedstaaten anzumelden, wobei die Anmeldung
bestimmte Angaben enthalten muß .

Nach Artikel 16 der Richtlinie 67/548/EWG müssen die
zuständigen Behörden, bei denen ein neuer Stoff ange­
meldet wird, in Ubereinstimmung mit allgemeinen
Grundsätzen eine Bewertung der Risiken für Mensch und
Umwelt vornehmen.

Da die Mitgliedstaaten für die Risikobewertung zuständig
sind, ist es jedoch zweckmäßig, auf Gemeinschaftsebene
allgemeine Grundsätze zu beschließen, um Unterschiede
zwischen den Mitgliedstaaten zu vermeiden, die nicht nur
das Funktionieren des Binnenmarktes beeinträchtigen,
sondern zudem nicht gewährleisten, daß überall in der
Gemeinschaft ein gleich hohes Schutzniveau für Mensch
und Umwelt gilt. Artikel 3 der Richtlinie 67/548/EWG

sieht daher vor, daß die Kommission allgemeine Grund­
sätze festlegt.

Die Risikobewertung beruht auf einem Vergleich
zwischen den möglichen schädlichen Wirkungen eines
Stoffes und der begründet anzunehmenden Exposition
von Mensch und Umwelt gegenüber diesem Stoff.

Ausgehend von der Einstufung gemäß der Richtlinie
67/548/EWG werden bei der Bewertung der Risiken für
den Menschen die physikalisch-chemischen und die toxi­
kologischen Eigenschaften eines Stoffes berücksichtigt .

Ausgehend von der Einstufung gemäß der Richtlinie
67/548/EWG werden bei der Bewertung der Umweltri­
siken die Auswirkungen des Stoffes auf die Umwelt
berücksichtigt.

Ergibt die Risikobewertung Hinweise, daß ein Stoff Anlaß
zur Besorgnis gibt, kann die zuständige Behörde zusätz­
liche Informationen einschließlich der Ergebnisse
weiterer Untersuchungen verlangen, um die dem Stoff
innewohnenden gefährlichen Eigenschaften gemäß der
Richtlinie 67/548/EWG zu bestimmen.

Die Ergebnisse einer Risikobewertung stellen die wesent­
liche Grundlage für die auf geeigneten Rechtsvorschriften
beruhenden Entscheidungen zur Minderung von Risiken
dar, die durch das Inverkehrbringen eines Stoffes
entstehen .

Es ist zweckmäßig, daß die zuständige Behörde nach
durchgeführter Bewertung den Anmelder eines gefähr­
lichen Stoffes über ihre Schlußfolgerungen unterrichten
kann und daß sie der Kommission einen schriftlichen
Bericht zur Risikobewertung übermittelt.

Es ist angebracht, die Zahl der für Versuche verwendeten
Tiere auf ein Minimum zu beschränken. Dies steht in
Ubereinstimmung mit der Richtlinie 86/609/EWG des

(') ABl . Nr. 196 vom 16. 8 . 1967, S. 1 .
b) ABl . Nr. L 110 vom 4. 5 . 1993, S. 20 .
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Rates vom 24. November 1986 zur Angleichung der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten
zum Schutz der für Versuche und andere wissenschaft­
liche Zwecke verwendeten Tiere (').

Die Bestimmungen dieser Richtlinie berühren nicht die
spezifischen Gemeinschaftsvorschriften für die Sicherheit
und den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer bei der
Arbeit, insbesondere die Richtlinie 89/391 /EWG des
Rates vom 12. Juni 1989 über die Durchführung von
Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des
Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit (2),
nach der die Arbeitgeber verpflichtet sind, die durch die
Verwendung neuer und alter Stoffe verursachten Risiken
für die Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmer zu
bewerten und Maßnahmen zu deren geeignetem Schutz
zu ergreifen .

Die in dieser Richtlinie festgelegten Maßnahmen
stimmen mit der Stellungnahme des nach Artikel 29 der
Richtlinie 67/548/EWG eingerichteten Ausschusses
überein —

Bevölkerungsgruppe oder in einem Umweltbereich
infolge einer tatsächlichen oder vorhergesagten Expo­
sition gegenüber einem Stoff wahrscheinlich auftreten ;
die Risikobeschreibung kann eine Risikoeinschätzung
im Sinne einer Quantifizierung dieser Wahrscheinlich­
keit einschließen ;

e) „Empfehlungen für die Risikominderung" : Empfeh­
lungen für Maßnahmen, mit deren Hilfe die Risiken
für Mensch und Umwelt im Zusammenhang mit der
Vermarktung des Stoffes verringert werden können .
Hierzu können zählen :

i) Änderungen der vom Anmelder in der Anmeldung
gemäß Artikel 7 Absatz 1 , Artikel 8 Absatz 1 oder
Artikel 8 Absatz 2 der Richtlinie 67/548/EWG
vorgeschlagenen Einstufung, Verpackung oder
Kennzeichnung des Stoffes ;

ii) Änderungen des vom Anmelder in der Anmeldung
gemäß Artikel 7 Absatz 1 , Artikel 8 Absatz 1 oder
Artikel 8 Absatz 2 der Richtlinie 67/548/EWG
vorgeschlagenen Sicherheitsdatenblattes ;

iii) Änderungen der vom Anmelder in der technischen
Beschreibung der Anmeldung gemäß Artikel 7
Absatz 1 , Artikel 8 Absatz 1 oder Artikel 8
Absatz 2 der Richtlinie 67/548/EWG vorgeschla­
genen Empfehlungen betreffend Behandlung und
Vorsichts- bzw. Sofortmaßnahmen, die in den
Anhängen VII A, VII B oder VII C Punkte 2.3, 2.4
und 2.5 detailliert dargelegt sind ;

iv) Empfehlung an die zuständigen Behörden, geeig­
nete Maßnahmen zum Schutz von Mensch und
Umwelt vor den ermittelten Risiken zu ergreifen .

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

Ziele

Diese Richtlinie legt die in Artikel 3 der Richtlinie
67/548/EWG geforderten allgemeinen Grundsätze für die
Bewertung der von Stoffen ausgehenden Risiken für
Mensch und Umwelt fest.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

(1 ) Die Begriffsbestimmungen gemäß Artikel 2 der
Richtlinie 67/548/EWG gelten für diese Richtlinie.

(2) Im Sinne dieser Richtlinie sind
a) „Ermittlung schädlicher Wirkungen" : Feststellung
schädlicher Wirkungen, die von einem Stoff ausgehen
können ;

b) „Ermittlung der Dosis(Konzentration)/Wirkungs-Bezie­
hung" : Abschätzung der Beziehungen zwischen Dosis
oder Ausmaß der Exposition gegenüber einem Stoff
und Häufigkeit und Schwere einer schädlichen
Wirkung ;

c) „Ermittlung der Exposition" : Feststellung der Emis­
sionen, der Ausbreitungswege und -geschwindigkeiten
eines Stoffes und seiner Umwandlung bzw. seines
Abbaus, um die Konzentrationen/Dosen abzuschätzen,
denen Bevölkerungsgrupperi oder Umweltbereiche
ausgesetzt sind oder sein können ;

d) „Risikobeschreibung" : Abschätzung der Häufigkeit
und der Schwere schädlicher Wirkungen, die in einer

Artikel 3

Grundsätze der Risikobewertung

( 1 ) Zur Risikobewertung gehören unter anderem die
Ermittlung schädlicher Wirkungen sowie gegebenenfalls
eine Ermittlung der Dosis(Konzentration)/Wirkungs­
Beziehung, eine Ermittlung der Exposition und eine Risi­
kobeschreibung. In der Regel erfolgt die Risikobewertung
im Einklang mit den in den Artikeln 4 und 5 dargelegten
Verfahren .

(2) Unbeschadet Absatz 1 werden für besondere
Wirkungen wie den Abbau der Ozonschicht, bei denen
die in den Artikeln 4 und 5 dargelegten Verfahren nicht
anwendbar sind, die mit solchen Risiken verbundenen
Wirkungen für jeden Einzelfall bewertet ; die zuständige
Behörde beschreibt und begründet eine solche Bewertung
in dem der Kommission gemäß Artikel 7 vorgelegten
schriftlichen Bericht.

(3) Bei der Ermittlung der Exposition berücksichtigt
die zuständige Behörde die Bevölkerungsgruppe oder den
Umweltbereich, für die angesichts der über den Stoff
verfügbaren Informationen eine Exposition begründet
anzunehmen ist, wobei besonders auf die Lagerung, die
Herstellung einer Zubereitung oder eine andere Art der
Verarbeitung, die Verwendung und Beseitigung bzw.
Rückgewinnung zu achten ist .

(') ABl. Nr. L 358 vom 18 . 12 . 1986, S. 1 .
(2) ABl. Nr. L 183 vom 29. 6. 1989, S. 1 .
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(4) Die Risikobewertung führt zu einer oder mehreren
der folgenden Schlußfolgerungen :
i) Der Stoff gibt zu keiner unmittelbaren Besorgnis
Anlaß und muß erst dann erneut überprüft werden,
wenn gemäß Artikel 7 Absatz 2, Artikel 8 Absatz 3,
Artikel 8 Absatz 4 oder Artikel 14 Absatz 1 der Richt­
linie 67/548/EWG weitere Informationen vorgelegt
werden .

ii) Der Stoff gibt zu Besorgnis Anlaß, und die zuständige
Behörde entscheidet darüber, welche weiteren Infor­
mationen für eine Überprüfung der Bewertung erfor­
derlich sind ; die diesbezügliche Forderung wird
jedoch so lange zurückgestellt, bis für die in Verkehr
gebrachte Stoffmenge die in Artikel 7 Absatz 2,
Artikel 8 Absatz 3 oder Artikel 8 Absatz 4 der Richt­
linie 67/548/EWG genannte nächsthöhere Mengen­
schwelle erreicht ist.

iii) Der Stoff gibt zu Besorgnis Anlaß, und weitere Infor­
mationen werden unverzüglich angefordert.

iv) Der Stoff gibt zu Besorgnis Anlaß, und die zuständige
Behörde gibt unverzüglich Empfehlungen für die
Risikominderung.

(5) Gibt die Risikobewertung Anlaß zu einer der in
Absatz 4 Ziffer ii), iii) oder iv) genannten Schlußfolge­
rungen, kann der Anmelder von der zuständigen Behörde
über die von ihr gezogenen Schlußfolgerungen unter­
richtet werden und die Gelegenheit erhalten, hierzu Stel­
lung zu nehmen und zusätzliche Informationen zu geben.
Die zuständige Behörde berücksichtigt bei der Uberprü­
fung der Bewertung alle sachdienlichen Angaben, bevor
sie der Kommission die Bewertung gemäß Artikel 17 der
Richtlinie 67/548/EWG übermittelt.

(6) Bei der Abgabe von Empfehlungen zur Risikomin­
derung in bezug auf einen Stoff berücksichtigt die zustän­
dige Behörde die Möglichkeit, daß die Verringerung der
Exposition für bestimmte Bevölkerungsgruppen oder
bestimmte Umweltbereiche die Exposition für eine
andere Bevölkerungsgruppe oder einen anderen
Umweltbereich erhöhen kann .

Artikel 4

Risikobewertung : Gesundheit des Menschen

( 1 ) Für jeden gemäß Artikel 7 Absatz 1 , Artikel 8
Absatz 1 oder Artikel 8 Absatz 2 der Richtlinie
67/548/EWG angemeldeten Stoff nimmt die zuständige
Behörde eine Risikobewertung vor, deren erster Schritt
eine Ermittlung schädlicher Wirkungen ist, die zumindest
die Feststellung der in den Anhängen I A und II A aufge­
führten Eigenschaften und der möglichen schädlichen
Wirkungen umfaßt. Danach führt die zuständige Behörde
in Ubereinstimmung mit den in den Anhängen I B und
II B aufgeführten Leitlinien folgende Schritte nachein­
ander durch :

a) i) gegebenenfalls eine Ermittlung der Dosis(Konzen­
tration)/Wirkungs-Beziehung ;

ii) eine Ermittlung der Exposition für die jeweiligen
Bevölkerungsgruppen, die wahrscheinlich
gegenüber dem Stoff exponiert werden (Arbeit­

nehmer, Verbraucher, über die Umwelt indirekt
exponierte Bevölkerung) ;

b) eine Risikobeschreibung.

(2) Abweichend von Absatz 1 gilt folgendes :

i) wurde die zur Ermittlung einer bestimmten schäd­
lichen Wirkung oder Eigenschaft geeignete Untersu­
chung durchgeführt und haben die Ergebnisse zu
keiner Einstufung des Stoffes gemäß Richtlinie
67/548/EWG geführt, kann bei der Risikobewertung
in bezug auf diese Wirkung oder Eigenschaft auf die in
Absatz 1 Buchstaben a) und b) aufgeführten
Maßnahmen verzichtet und die Schlußfolgerung in
Artikel 3 Absatz 4 Ziffer i) angewandt werden, sofern
nicht aus anderen Gründen Anlaß zur Besorgnis
besteht ;

ii) wurde die zur Ermittlung einer bestimmten schäd­
lichen Wirkung oder Eigenschaft geeignete Untersu­
chung noch nicht durchgeführt, wird diese Wirkung
oder Eigenschaft bei der Risikobewertung nicht
berücksichtigt, sofern nicht aus anderen Gründen
Anlaß zur Besorgnis besteht.

Artikel 5

Risikobewertung : Umwelt

( 1 ) Für jeden Stoff, der gemäß Artikel 7 Absatz 1 ,
Artikel 8 Absatz 1 oder Artikel 8 Absatz 2 der Richtlinie
67/548/EWG angemeldet wurde, nimmt die zuständige
Behörde bezüglich der Wirkungen auf die Umwelt eine
Risikobewertung vor, deren erster Schritt eine Ermittlung
schädlicher Wirkungen ist. Danach führt die zuständige
Behörde in Ubereinstimmung mit den in Anhang III
aufgeführten Leitlinien folgende Schritte nacheinander
durch :

a) i) gegebenenfalls eine Ermittlung der Dosis(Konzen­
tration)/Wirkungs-Beziehung ;

ii) eine Ermittlung der Exposition für den Umweltbe­
reich, der gegenüber dem Stoff wahrscheinlich
exponiert wird (Wasser, Boden, Luft) ;

b) eine Risikobeschreibung.

(2) Abweichend von Absatz 1 gilt folgendes :

i) bei gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie
67/548/EWG angemeldeten Stoffen, die nicht als
umweltgefährlich eingestuft wurden, kann bei der Risi­
kobewertung auf die in Absatz 1 Buchstaben a) und b)
aufgeführten Maßnahmen verzichtet und die Schluß­
folgerung in Artikel 3 Absatz 4 Ziffer i) angewandt
werden, sofern nicht aus anderen Gründen Anlaß zur
Besorgnis besteht ;

ii) reichen bei Stoffen, die gemäß Artikel 8 Absatz 1 oder
Artikel 8 Absatz 2 der Richtlinie 67/548/EWG ange­
meldet wurden, die vorliegenden Daten nicht aus, um
festzulegen, ob eine Einstufung als umweltgefährlicher
Stoff erforderlich ist, muß bei der Ermittlung gefähr­
licher Wirkungen berücksichtigt werden, ob aufgrund
anderer , Daten, z. B. Daten über die physikalisch­
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der Richtlinie 67/548/EWG übermittelt . Er wird nach
jeder Überarbeitung der Bewertung angesichts zusätz­
licher Informationen aktualisiert und der Kommission
anschließend übermittelt.

(2) Haben sich die zuständigen Behörden gemäß
Artikel 18 der Richtlinie 67/548/EWG auf einen schrift­
lichen Bericht über die Risikobewertung bzw. ihre Über­
arbeitung geeinigt, wird dem Anmelder auf Verlangen
eine Kopie zur Verfügung gestellt.

Artikel 8

Schlußbestimmungen

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen die
erforderlichen Rechtsvorschriften, um dieser Richtlinie
bis zum 31 . Oktober 1993 nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis .

(2) Wenn die Mitgliedstaaten die Vorschriften nach
Absatz 1 erlassen , nehmen sie in diesen Vorschriften
selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröf­
fentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitglied­
staaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

Artikel 9

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

chemischen oder toxischen Eigenschaften, bezüglich
der Wirkungen auf die Umwelt aus anderen Gründen
Anlaß zur Besorgnis besteht. Liegen solche Gründe
nicht vor, kann bei der Risikobewertung auf die in
Absatz 1 Buchstaben a) und b) aufgeführten
Maßnahmen verzichtet und die Schlußfolgerung in
Artikel 3 Absatz 4 Ziffer i) angewandt werden .

Artikel 6

Schlußfolgerungen aus der Risikobewertung

(1 ) Nach Durchführung einer Risikobewertung gemäß
den Artikeln 4 und 5 und in Übereinstimmung mit den
Anhängen I, II und III stellt die zuständige Behörde
gemäß Anhang IV fest, welche der in Artikel 3 Absatz 4
aufgeführten vier Schlußfolgerungen zutrifft und ergreift
gegebenenfalls die in Artikel 3 Absatz 5 beschriebenen
Maßnahmen .

(2) Wenn zusätzliche Informationen gemäß Artikel 7
Absatz 2, Artikel 8 Absatz 3, Artikel 8 Absatz 4,
Artikel 14 Absatz 1 oder Artikel 16 der Richtlinie
67/548/EWG oder auf andere Weise erhalten werden,
wird die gemäß den Artikeln 4 und 5 und in Überein­
stimmung mit den Anhängen I, II und III durchgeführte
Risikobewertung überprüft und gegebenfalls überarbeitet .

Artikel 7

Inhalt des schriftlichen Berichts an die Kommis­
sion

( 1 ) Nachdem die Risikobewertung gemäß den Artikeln
4 und 5 durchgeführt worden ist und Schlußfolgerungen
gemäß Artikel 6 gezogen worden sind, verfaßt die zustän­
dige Behörde einen schriftlichen Bericht, der zumindest
die in Anhang V genannten Informationen enthält.
Dieser Bericht wird der Kommission gemäß Artikel 17

Brüssel , den 20 . Juli 1993

Für die Kommission

Yannis PALEOKRASSAS

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

RISIKOBEWERTUNG : GESUNDHEIT DES MENSCHEN (TOXIZITÄT)

TEIL A

Bei der gemäß Artikel 4 durchgeführten Risikobewertung sind die nachstehend aufgeführten potentiellen
toxischen Wirkungen sowie die Bevölkerungsgruppen , die vermutlich exponiert sind, zu berücksichtigen :

Wirkungen
1 . Akute Toxizität

2. Reizwirkung
3. Ätzwirkung
4. Sensibilisierende Wirkung
5. Toxizität nach wiederholter Verabreichung
6. Mutagenität
7. Kanzerogenität
8 . Reproduktionstoxische Wirkung

Bevölkerungsgruppen
1 . Arbeitnehmer
2. Verbraucher

3 . Uber die Umwelt indirekt exponierte Bevölkerung

TEIL B

1 . Ermittlung schädlicher Wirkungen

1.1 . In den Fällen, in denen eine geeignete Prüfung zur Ermittlung einer bestimmten schädlichen Wirkung
durchgeführt wurde, die Ergebnisse jedoch nicht zu einer Einstufung geführt haben (Artikel 4 Absatz 2
Ziffer i)), kann auf eine Risikobeschreibung bezüglich dieses Effektes verzichtet werden, sofern nicht aus
anderen Gründen Anlaß zur Besorgnis besteht (z . B. positive Ergebnisse aus In-vitro-Mutagenitätstests).

1.2 . In den Fällen, in denen eine geeignete Prüfung zur Ermittlung einer bestimmten schädlichen Wirkung
noch nicht durchgeführt wurde (Artikel 4 Absatz 2 Ziffer ii)), kann auf eine Risikobewertung bezüglich
dieses Effektes verzichtet werden , sofern nicht Anlaß zur Besorgnis besteht (z . B. Expositionsbetrach­
tungen oder Hinweise auf eine mögliche Toxizität aufgrund von Struktur/Aktivitätsbeziehungen).

2. Ermittlung der Dosis (Konzentration)/Wirkungs-Beziehung

2.1 . Für toxische Wirkungen nach wiederholter Verabreichung und für reproduktionstoxische Wirkungen
wird die Dosis/Wirkungs-Beziehung abgeschätzt und, falls möglich, die höchste geprüfte Konzentra­
tion/Dosis ohne beobachtete schädliche Wirkungen (NOAEL — no observed adverse effect level) ermit­
telt. Kann diese Dosis (NOAEL) nicht ermittelt werden, wird die niedrigste geprüfte Konzentration/
Dosis angegeben, bei der noch schädliche Wirkungen beobachtet werden (LOAEL — lowest observed
adverse effect level).

2.2. Für die akute Toxizität, Ätz- und Reizwirkung ist es gewöhnlich nicht möglich, auf der Grundlage der
Ergebnisse von Prüfungen, die gemäß der Richtlinie 67/548/EWG durchgeführt werden, einen NOAEL
(LOAEL) zu ermitteln . Bei der Prüfung auf akute Toxizität wird der LD50- oder LC50-Wert, bei
Verwendung der Fest-Dosis-Methode (fixed dose) die kritische Dosis ermittelt. Bei den anderen
Wirkungen genügt die Feststellung, ob sie durch den Stoff verursacht werden können .

2.3 . Bei Mutagenität und Kanzerogenität genügt die Feststellung, ob der Stoff diese Wirkungen auslösen
kann . Kann jedoch gezeigt werden, daß ein krebserzeugender Stoff nicht gentoxisch ist, sollte ein
NOAEL (LOAEL) (nach Punkt 2.1 ) ermittelt werden .

2.4. In bezug auf die Sensibilisierung der Haut und der Atemwege genügt die Ermittlung, daß der Stoff
solche Wirkungen verursachen kann, sofern kein Einvernehmen hinsichtlich der Ermittlung einer
Dosis/Konzentration besteht, bei der es unwahrscheinlich ist, daß eine schädliche Wirkung bei einer
bereits durch den Stoff sensibilisierten Person ausgelöst wird .

3 . Ermittlung der Exposition

3.1 . Für jede Bevölkerungsgruppe (Arbeitnehmer, Verbraucher und über die Umwelt indirekt exponierte
Bevölkerung), für die eine Exposition gegenüber dem Stoff begründet anzunehmen ist, muß eine
Ermittlung der Exposition durchgeführt werden . Ziel der Ermittlung ist, die Dosis/Konzentration quan­
titativ und qualitativ abzuschätzen, gegenüber der eine Bevölkerungsgruppe exponiert ist oder sein
kann . Hierbei sind die räumlichen und zeitlichen Schwankungen bei der Exposition zu berücksichtigen.
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3.2. Die Ermittlung der Exposition beruht auf den in der technischen Beschreibung gemachten Angaben
gemäß Punkt 2 der Anhänge VII A, VII B oder VII C der Richtlinie 67/548/EWG sowie allen sonstigen
verfügbaren und relevanten Informationen. Folgende Gesichtspunkte sind gegebenenfalls besonders zu
berücksichtigen :

i) in angemessener Weise gewonnene Meßdaten über die Exposition ;
ii) in Verkehr gebrachte Stoffmenge ;
iii) die Form, in der der Stoff in Verkehr gebracht oder verwendet wird (z . B. Stoff als solcher oder als
Bestandteil einer Zubereitung) ;

iv) Verwendungskategorien und Grad der Emissionsbegrenzung ;
v) relevante Verfahrensdaten ;
vi) physikalisch-chemische Eigenschaften des Stoffes, gegebenenfalls einschließlich der durch das
Verfahren bedingten Eigenschaften (z. B. Aerosolbildung) ;

vii) wahrscheinliche Expositionswege und Resorptionspotential ;
viii) Häufigkeit und Dauer der Exposition ;
ix) Art und Umfang von bestimmten exponierten Bevölkerungsgruppen, wenn eine solche Informa­
tion vorliegt.

3.3 . Gegenüber Vorhersageverfahren für die Abschätzung der Expositionshöhe sind relevante Meßergebnisse
von Stoffen mit analogen Verwendungs- und Expositionsmustern zu bevorzugen, falls solche Daten
verfügbar sind.

3.4. Ist ein Stoff Bestandteil einer Zubereitung, wird die Exposition durch den Stoff in dieser Zubereitung
nur dann berücksichtigt, wenn letztere auf der Grundlage der toxikologischen Eigenschaften des Stoffes
gemäß der Richtlinie 88/379/EWG des Rates (') eingestuft wird, sofern nicht aus anderen Gründen
Anlaß zur Besorgnis besteht.

4. Risikobeschreibung

4.1 . Wurde für eine der in Anhang I Teil A aufgeführten Wirkungen ein NOAEL (LOAEL) ermittelt, soll
die Risikobeschreibung für jede dieser Wirkungen einen Vergleich des NOAEL bzw. LOAEL mit der
geschätzten Dosis/Konzentration berücksichtigen, gegenüber der eine oder mehrere Bevölkerungs­
gruppen exponiert sind. Ist eine quantitative Abschätzung der Exposition verfügbar, wird das Verhältnis
Expositionshöhe/NOAEL (LOAEL) abgeleitet. Auf der Grundlage des Vergleichs zwischen quantitativer
oder qualitativer Abschätzung der Exposition und des NOAEL (LOAEL) entscheidet die zuständige
Behörde, welche der vier Schlußfolgerungen aus Artikel 3 Absatz 4 zutrifft.

4.2. Wurde für eine der in Anhang I Teil A aufgeführten Wirkungen kein NOAEL (LOAEL) ermittelt, wird
in diesen Fällen bei der Risikobeschreibung, auf der Grundlage der qualitativen und quantitativen
Angaben über die Exposition der jeweiligen Bevölkerungsgruppen, eine Beurteilung der Wahrschein­
lichkeit, mit der die Wirkung auftritt, berücksichtigt (2). Nach Erstellung der Beurteilung entscheidet die
zuständige Behörde, welche der vier Schlußfolgerungen aus Artikel 3 Absatz 4 zutrifft.

4.3 . Bei der Entscheidung, welche der vier Schlußfolgerungen in Artikel 3 Absatz 4 zutrifft, berücksichtigt
die zuständige Behörde u. a. folgendes :
i) die Unsicherheiten, die sich unter anderem aus der Streuung der Versuchsdaten und den Unter­
schieden innerhalb einer Tierart und zwischen verschiedenen Tierarten ergeben ;

ii) die Art und die Schwere der Wirkung ;
iii) die Bevölkerungsgruppe, auf die sich die quantitativen und qualitativen Angaben zur Exposition
beziehen.

5. Zusammenfassende Schlußfolgerung

5.1 . Gemäß Artikel 4 Absatz 1 kann eine Risikobeschreibung für mehr als eine mögliche schädliche
Wirkung oder Bevölkerungsgruppe durchgeführt werden . In solchen Fällen entscheidet die zuständige
Behörde, welche der vier Schlußfolgerungen in Artikel 3 Absatz 4 für die einzelnen Wirkungen
zutreffen. Nach Abschluß der Risikobewertung integriert die zuständige Behörde die verschiedenen
Schlußfolgerungen und erstellt eine zusammenfassende Schlußfolgerung unter Berücksichtigung aller
schädlichen Wirkungen des Stoffes.

(') ABl. Nr. L 187 vom 16. 7. 1988, S. 14.
(2) Wenn — obwohl NOAEL/LOAEL nicht ermittelt wurde — die Prüfergebnisse dennoch eine Beziehung zwischen Dosis/
Konzentration und der Schwere der schädlichen Wirkungen aufzeigen oder wenn in Verbindung mit einem Prüfverfah­
ren, bei dem nur eine Dosis oder Konzentration verwendet wird, die relative Schwere der schädlichen Wirkung ermittelt
werden kann, sind solche Informationen ebenfalls zur Beurteilung der Wahrscheinlichkeit, mit der die Wirkung auftritt,
zu verwenden .



8 . 9. 93 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 227/ 15

ANHANG II

RISIKOBEWERTUNG : PHYSIKALISCH-CHEMISCHE EIGENSCHAFTEN

TEIL A

Bei der Risikobewertung gemäß Artikel 4 sind die potentiellen nachteiligen Wirkungen zu berücksichtigen,
die bei den nachstehenden, gegenüber Stoffen mit den folgenden Eigenschaften exponierten Bevölkerungs­
gruppen auftreten können :

Eigenschaften

1 . Explosionsgefährlichkeit
2. Entzündlichkeit

3 . Brandförderndes Potential

Bevölkerungsgruppen

1 . Arbeitnehmer

2. Verbraucher

3. Uber die Umwelt indirekt exponierte Bevölkerung

TEIL B

1 . Ermittlung der schädlichen Wirkungen

1.1 . In den Fällen, in denen eine geeignete Prüfung zur Ermittlung der von einer bestimmten Eigenschaft
ausgehenden Gefahr durchgeführt wurde, die Ergebnisse jedoch nicht zu einer Einstufung geführt
haben (Artikel 4 Absatz 2 Ziffer i)), kann auf eine Risikobeschreibung bezüglich dieses Effekts verzichtet
werden, sofern nicht aus anderen Gründen Anlaß zur Besorgnis besteht.

1.2. In den Fällen, in denen eine geeignete Prüfung zur Ermittlung der von einer bestimmten Eigenschaft
ausgehenden Gefahr noch nicht durchgeführt wurde, die Ergebnisse jedoch nicht zu einer Einstufung
geführt haben (Artikel 4 Absatz 2 Ziffer ii)), kann auf eine Risikobewertung bezüglich dieses Effekts
verzichtet werden, sofern nicht aus anderen Gründen Anlaß zur Besorgnis besteht.

2. Ermittlung der Exposition

2.1 . Muß gemäß Artikel 4 Absatz 2 eine Risikobeschreibung durchgeführt werden, ist es nur erforderlich, auf
der Grundlage der in der technischen Beschreibung gemäß Punkt 2 der Anhänge VII A, VII B oder VII
C der Richtlinie 67/548/EWG gemachten Angaben die begründet anzunehmenden Verwendungsbedin­
gungen zu bestimmen .

3 . Risikobeschreibung

3.1 . Die Risikobeschreibung umfaßt eine Beurteilung der Wahrscheinlichkeit, daß eine schädliche Wirkung
unter den begründet anzunehmenden Verwendungsbedingungen auftritt . Geht aus dieser Beurteilung
hervor, daß eine schädliche Wirkung nicht zu befürchten ist, trifft in der Regel die Schlußfolgerung in
Artikel 3 Absatz 4 Ziffer i) zu . Geht aus dieser Beurteilung hervor, daß eine schädliche Wirkung auftritt,
trifft in der Regel die Schlußfolgerung in Artikel 3 Absatz 4 Ziffer iv) zu.

4. Gesamtempfehlung

4.1 . Wurden unterschiedliche Empfehlungen zur Risikominderung in bezug auf unterschiedliche
Wirkungen oder Bevölkerungsgruppen abgegeben, werden diese nach Abschluß der Risikobewertung
integriert und die zuständige Behörde erstellt eine übergreifende Gesamtempfehlung.
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ANHANG III

RISIKOBEWERTUNG : UMWELT

1 . Ermittlung schädlicher Wirkungen

1.1 . Bei Stoffen , die nicht als umweltgefährlich eingestuft wurden (Artikel 5 Absatz 2 Ziffer i)) prüft die
zuständige Behörde, ob andere nachvollziehbare Gründe für eine Risikobeschreibung vorliegen. Hierbei
sind insbesondere folgende Gesichtspunkte zu berücksichtigen :
i) Hinweise auf Bioakkumulationspotential ;
ii) Verlauf der Toxizität/Zeit-Kurve bei Ökotoxizitätsuntersuchungen ;
iii) Hinweise für andere schädliche Wirkungen auf der Grundlage von Toxizitätsuntersuchungen, z . B.
Einstufung als Mutagen, sehr giftig, giftig oder mindergiftig mit Gefahrensatz R 40 („ Irreversibler
Schaden möglich") oder R 48 („Gefahr ernster Gesundheitsschäden bei längerer Exposition") ;

iv) Daten von strukturell analogen Stoffen .

1 .2 . Ist die zuständige Behörde der Ansicht, daß vernünftige Gründe für die Risikobeschreibung eines Stoffes
sprechen, der nicht als umweltgefährlich eingestuft wurde und für den nur unzureichende Daten über
die Wirkung auf Organismen vorliegen (Artikel 5 Absatz 2 Ziffer ii)), ergreift sie erforderlichenfalls
Maßnahmen gemäß Artikel 3 Absatz 4 Ziffer ii) oder iii).

2 . Ermittlung der Dosis(Konzentration)/Wirkungs-Beziehung

2.1 . Ziel ist, vorherzusagen , unterhalb welcher Konzentration des Stoffes in dem betreffenden Umweltbe­
reich keine schädlichen Wirkungen zu erwarten sind. Diese Konzentration wird als vorhergesagte
Konzentration bezeichnet, bei der keine Wirkung auftritt (PNEC, precited no-effect concentration).

2.2 . Der PNEC wird auf der Grundlage der Angaben mit Wirkung auf Organismen , die gemäß Punkt 5 der
Anhänge VII A oder VII B der Richtlinie 67/548/EWG in den Anmeldeunterlagen gemacht wurden,
und auf der Grundlage der in Anhang VIII (Stufen 1 und 2) derselben Richtlinie aufgeführten Ökotoxi­
zitätsuntersuchungen bestimmt.

2.3 . Zur Berechnung der PNEC wird auf die Werte, die bei Untersuchungen an Organismen gewonnen
wurden, ein Extrapolationsfaktor angewandt, z . B. auf die LD50 (mittlere Letaldosis), die LC50 (mittlere
Letalkonzentration), die EC50 (mittlere effektive Konzentration), die IC50 (Konzentration, bei der für
einen gegebenen Parameter (z . B. Wachstum) eine 50 %ige Hemmung zu verzeichnen ist), NOEL
(NOEC) (Dosis/Konzentration ohne Wirkungen), LOEL (LOEC) (geringste Dosiskonzentration, bei der
eine Wirkung beobachtet wird).

2.4 . Der Extrapolationsfaktor ist ein Maß für die Unsicherheit bei der Übertragung von Daten aus Untersu­
chungen an einer begrenzten Anzahl von Arten auf die reale Umwelt ('). Wenn die Datenbasis vergrö­
ßert und die Testdauer verlängert wird, verringert sich im allgemeinen der Grad der Unsicherheit, und
der Extrapolationsfaktor wird kleiner.

3 . Ermittlung der Exposition

3.1 . Ziel der Ermittlung der Exposition ist, die Konzentration eines Stoffes vorherzusagen, die möglicher­
weise in der Umwelt gefunden wird . Diese Konzentration wird als vorhergesagte Konzentration in der
Umwelt (PEC, predicted environmental concentration) bezeichnet. In einigen Fällen kann es jedoch
möglich sein , daß sich eine solche Konzentration nicht ermitteln läßt . In diesen Fällen ist eine qualita­
tive Abschätzung der Exposition notwendig.

3.2 . Die PEC oder erforderlichenfalls eine qualitative Abschätzung der Exposition muß nur für die
Umweltbereiche bestimmt werden, in die direkte Emissionen , Einträge, Einleitungen und Einträge über
den Abfallpfad oder indirekte Einträge aufgrund von Verteilungsvorgängen begründet anzunehmen
sind .

3.3 . Die PEC bzw. die qualitative Abschätzung der Exposition beruht auf den in der technischen Beschrei­
bung gemachten Angaben gemäß den Anhängen VII A, VII B oder VII C der Richtlinie 67/548/EWG,
gegebenenfalls unter Einbeziehung folgender Gesichtpunkte :

i) in angemessener Weise gewonnene Meßdaten über die Exposition ;
ii) in Verkehr gebrachte Stoffmenge ;
iii) die Form, in der der Stoff in Verkehr gebracht oder verwendet wird (z.B. Stoff als solcher oder als
Bestandteil einer Zubereitung) ;

(') Ein Extrapolationsfaktor in der Höhe von 1 000 wird in der Regel auf einen L(E)C50-Wert angewandt, der aus den Er­
gebnissen von Untersuchungen auf akute Toxizität hervorgeht. Dieser Faktor kann jedoch angesichts anderer relevanter
Informationen reduziert werden . Ein geringerer Extrapolationsfaktor wird in der Regel auf einen NOEC angewandt, der
aus den Ergebnissen von Untersuchungen auf chronische Toxizität hervorgeht.
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iv) Verwendungskategorien und Grad der Emissionsbegrenzung ;
v) relevante Verfahrensdaten ;
vi) physikalisch-chemische Eigenschaften des Stoffs, insbesondere Schmelzpunkt, Siedepunkt, Dampf­
druck, Oberflächenspannung, Wasserlöslichkeit, Verteilungskoeffizient n-Oktanol/Wasser ;

vii) wahrscheinliche Eintragswege in die Umweltbereiche Adsorptions/Desorptionspotential sowie
Abbaubarkeit ;

viii) Häufigkeit und Dauer der Exposition .

3.4 . Bei Stoffen, die in Mengen unter 10 Tonnen pro Jahr (oder insgesamt unter 50 Tonnen) in Verkehr
gebracht werden, wird die PEC oder die qualitative Expositionsabschätzung in der Regel mit einem
verallgemeinerten lokalen Expositionsmodell bestimmt.

4 . Risikobeschreibung

4.1 . Für jeden Umweltbereich wird bei der Risikobeschreibung so weit wie möglich ein Vergleich zwischen
der PEC und der PNEC durchgeführt, um das entsprechende Verhältnis zu bestimmen . Ist das
Verhältnis PEC/PNEC nicht größer als eins, findet die Schlußfolgerung in Artikel 3 Absatz 4 Ziffer i)
Anwendung. Ist das Verhältnis größer als eins, entscheidet die zuständige Behörde auf Grundlage der
ermittelten Größe des Verhältnisses sowie anderer relevanter Faktoren, die unter Punkt 1.1 Ziffern i) bis
iv) aufgeführt sind, welche der Schlußfolgerungen in Artikel 3 Absatz 4 Ziffer ii), iii) oder iv) zutrifft.

4.2 . Konnte das Verhältnis PEC/PNEC nicht ermittelt werden, muß aus der Risikobeschreibung eine quali­
tative Beurteilung der Wahrscheinlichkeit hervorgehen, daß unter den erwarteten Expositionsbedin­
gungen eine Wirkung eintritt. Nach Durchführung einer solchen Beurteilung und unter Berücksichti­
gung relevanter Faktoren, die unter Punkt 1.1 aufgeführt sind, entscheidet die zuständige Behörde,
welche der vier Schlußfolgerungen in Artikel 3 Absatz 4 zutrifft.

5 . Zusammenfassende Schlußfolgerung

5.1 . In Übereinstimmung mit Artikel 5 Absatz 1 kann eine Risikocharakterisierung für mehr als einen
Umweltbereich durchgeführt werden. In solchen Fällen entscheidet die zuständige Behörde, welche der
vier Schlußfolgerungen in Artikel 3 Absatz 4 für die einzelnen Umweltbereiche zutreffen . Nach
Abschluß der Risikobewertung integriert die zuständige Behörde die verschiedenen Schlußfolgerungen
und erstellt eine zusammenfassende Schlußfolgerung unter Berücksichtigung aller schädlichen
Wirkungen des Stoffes auf die Umwelt.
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ANHANG IV

GESAMTBEWERTUNG

1 . Die in Ubereinstimmung mit Anhang I Punkt 5.1 , Anhang II Punkt 4.1 und Anhang III Punkt 5.1 gezo­
genen Schlußfolgerungen werden von der zuständigen Behörde integriert und in eine Gesamtbewertung
der bei der Risikobewertung festgestellten Gesamtrisiken einbezogen .

2. Die Forderung von weiteren Informationen (Artikel 3 Absatz 4 Ziffern ii) und iii)) oder von Empfeh­
lungen zur Risikominderung (Artikel 3 Absatz 4 Ziffer iv)) ist zu begründen . Bei Empfehlungen für die
Risikominderung ist Artikel 3 Absatz 6 zu berücksichtigen .

ANHANG V

ANGABEN IN DER ZUSAMMENFASSUNG DER RISIKOBEWERTUNG

1 . Der schriftliche Bericht an die Kommisson gemäß Artikel 7 muß folgendes enthalten :
i) eine allgemeine Zusammenfassung der gezogenen Schlußfolgerungen gemäß Artikel 6 und in Uber­
einstimmung mit Anhang IV ;

ii) eine Erklärung, daß der Stoff auf der Grundlage der verfügbaren Informationen zu keiner unmittel­
baren Besorgnis Anlaß gibt und erst dann erneut überprüft werden muß , wenn der Anmelder gemäß
Artikel 7 Absatz 2, Artikel 8 Absatz 3 oder Artikel 14 Absatz 1 der Richtlinie 67/548/EWG zusätz­
liche Informationen vorlegt, falls die Schlußfolgerungen in Artikel 3 Absatz 4 Ziffer i) in bezug auf
alle möglichen schädlichen Wirkungen, Bevölkerungsgruppen und Umweltbereiche zutrifft ;

iii) eine Beschreibung der verlangten zusätzlichen Informationen und eine entsprechende Begründung,
falls die Schlußfolgerung in Artikel 3 Absatz 4 Ziffer ii) oder iii) in bezug auf eine oder mehrere
mögliche schädliche Wirkungen, Bevölkerungsgruppen oder Umweltbereiche zutrifft ;

iv) eine Beschreibung der Empfehlungen für die Risikominderung und eine entsprechende Begründung,
falls die Schlußfolgerung in Artikel 3 Absatz 4 Ziffer iv) in bezug auf eine oder mehrere mögliche
schädliche Wirkungen, Bevölkerungsgruppen oder Umweltbereiche zutrifft ;

v) eine Zusammenfassung der Stellungnahme des Anmelders zu den Vorschlägen der zuständigen
Behörde sowie die zur Verfügung gestellten relevanten Zusatzinformationen, soweit gemäß Artikel 3
Absatz 5 der Anmelder beteiligt wurde.

2 . In den Fällen, in denen bei der Risikobeschreibung das in Abschnitt 4 von Anhang I Teil B und
Abschnitt 4 von Anhang III beschriebene Verhältnis von Exposition zu Wirkung oder die in Abschnitt 2
von Anhang III beschriebenen Extrapolationsfaktoren verwendet wurden, sind jeweils das Verhältnis oder
die Faktoren anzugeben .
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 27. August 1993
zur Annahme des Plans über die Bewilligung von Mitteln, die den Mitglied­
staaten für die Lieferung von Nahrungsmitteln aus Interventionsbeständen zur
Verteilung an Bedürftige in der Gemeinschaft zuzuteilen und im Haushaltsjahr

1994 zu verbuchen sind

(93/484/EWG)

Um dazu beizutragen , daß die Haushaltsmittel optimal
eingesetzt werden, ist es erforderlich, dem Ausmaß
Rechnung zu tragen , in dem die verschiedenen Mitglied­
staaten die ihnen 1991 , 1992 und 1993 zur Verfügung
gestellten Mittel verwendet haben.

Die Kommission hat bei der Ausarbeitung des betref­
fenden Plans gemäß Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 3149/92 den Rat wichtiger Organisationen,
die mit den Problemen der bedürftigen Personen in der
Gemeinschaft betraut sind, eingeholt.

Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme der zuständigen Verwal­
tungsausschüsse —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3730/87 des Rates
vom 10. Dezember 1987 zur Einführung der Grundregeln
für die Lieferung von Nahrungsmitteln aus Interventions­
beständen an bestimmte Einrichtungen zur Verteilung an
stark benachteiligte Personen in der Gemeinschaft ('),
insbesondere auf die Artikel 1 und 6,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des Rates
vom 28 . Dezember 1992 über die Rechnungseinheit und
die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzuwen­
denden Umrechnungskurse (2), insbesondere auf Artikel 3
Absatz 4 und Artikel 6 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 3149/92 der Kommis­
sion (3) wurden die Durchführungsbestimmungen für die
Lieferung von Nahrungsmitteln aus Interventionsbe­
ständen zur Verteilung an Bedürftige in der Gemeinschaft
festgelegt.

Zur Durchführung der obengenannten, aus Mitteln des
Haushaltsplans 1994 zu finanzierenden Aktion, die in der
Verteilung von Nahrungsmitteln aus Interventionsbe­
ständen an den ärmsten Teil der Bevölkerung besteht,
muß die Kommission einen Plan festlegen, in dem insbe­
sondere die Mengen nach Art der Erzeugnisse, die in
jedem Mitgliedstaat den Interventionsbeständen zum
Zweck der Verteilung entnommen werden können, und
die zur Durchführung des Plans je Mitgliedstaat zur
Verfügung stehenden Mittel angegeben sind . Außerdem
sind in diesem die Mittel festzulegen, die für die in
Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 3149/92 genannten
Kosten des innergemeinschaftlichen Transports der Inter­
ventionserzeugnisse bereitzustellen sind.

Für diese Aktion haben alle Mitgliedstaaten, außer
Deutschland, die nach Artikel 1 der Verordnung (EWG)
Nr. 3149/92 erforderlichen Angaben geliefert.

Damit sich diese Aktion leichter durchführen läßt, sollten
die Kurse bestimmt werden, mit denen die zugeteilten
Haushaltsmittel umzurechnen sind .

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Der in Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EWG)
Nr. 3149/92 genannte Plan für das Haushaltsjahr 1994
wird gemäß den nachstehenden Artikeln erstellt.

Artikel 2

Bis zum Betrag von 2 422 000 ECU können den Inter­
ventionsbeständen folgende Erzeugnismengen zur Vertei­
lung in Belgien entnommen werden :
— 3 000 Tonnen Weichweizen ,
— 300 Tonnen Milchpulver,
— 200 Tonnen Butter,
— 600 Tonnen Rindfleisch .

Artikel 3

Bis zum Betrag von 2 000 000 ECU können den Inter­
ventionsbeständen folgende Erzeugnismengen zur Vertei­
lung in Dänemark entnommen werden :
— 50 Tonnen Butter,
— 250 Tonnen Rindlfeisch .

Artikel 4

Bis zum Betrag von 1 2 000 000 ECU können den Inter­
ventionsbeständen folgende Erzeugnismengen zur Vertei­
lung in Griechenland entnommen werden :
— 4 000 Tonnen Rindfleisch .

(") ABl. Nr. L 352 vom 15. 12. 1987, S. 1 .
(2) ABl. Nr. L 387 vom 31 . 12. 1992, S. 1 .
V) ABl. Nr. L 313 vom 30 . 10. 1992, S. 50.
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Artikel 5

Bis zum Betrag von 35 400 000 ECU können den Inter­
ventionsbeständen folgende Erzeugnismengen zur Vertei­
lung in Spanien entnommen werden :
— 30 000 Tonnen Hartweizen,
— 5 000 Tonnen Butter,
— 6 000 Tonnen Rindfleisch,
— 4 000 Tonnen Olivenöl.

Artikel 6

Bis zum Betrag von 28 560 000 ECU können den Inter­
ventionsbeständen folgende Erzeugnismengen zur Vertei­
lung in Frankreich entnommen werden :

— 20 Tonnen Weichweizen,
— 25 Tonnen Milchpulver,
— 15 Tonnen Butter,
— 15 Tonnen Rindfleisch .

Artikel 10

Bis zum Betrag von 3 000 000 ECU können den Inter­
ventionsbeständen folgende Erzeugnismengen zur Vertei­
lung in den Niederlanden entnommen werden :
— 150 Tonnen Butter,
— 600 Tonnen Rindfleisch .

Artikel 11

Bis zum Betrag von 1 0 440 000 ECU können den Inter­
ventionsbeständen folgende Erzeugnismengen zur Vertei­
lung in Portugal entnommen werden :— 5 000 Tonnen Weichweizen,

— 8 000 Tonnen Hartweizen,
— 1 500 Tonnen Butter,
—t 5 000 Tonnen Rindfleisch,
— 2 000 Tonnen Reis,
— 6 000 Tonnen Milchpulver.

— 1 850 Tonnen Weichweizen,
— 1 850 Tonnen Hartweizen,
— 1 200 Tonnen Reis,
— 1 200 Tonnen Butter,
— 2 500 Tonnen Rindfleisch,
— 1 000 Tonnen Olivenöl,
— 1 000 Tonnen Milchpulver.

Artikel 7

Bis zum Betrag von 4 600 000 ECU können den Inter­
ventionsbeständen folgende Erzeugnismengen zur Vertei­
lung in Irland entnommen werden :
— 40 Tonnen Butter,
— 1 450 Tonnen Rindfleisch .

Artikel 8

Bis zum Betrag von 24 500 000 ECU können den Iiiter­
ventionsbeständen folgende Erzeugnismengen zur Vertei­
lung in Italien entnommen werden :

Artikel 12

Bis zum Betrag von 25 000 000 ECU können den Inter­
ventionsbeständen folgende Erzeugnismengen zur Vertei­
lung im Vereinigten Königreich entnommen werden :
— 6 000 Tonnen Rindfleisch .

Artikel 13

2 Millionen ECU werden zur Deckung der in Artikel 2
Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 3149/92 genannten
Kosten des innergemeinschaftlichen Transports zurückge­
stellt.

Artikel 14

Alle in Ecu ausgedrückten Beträge werden zu dem am
1 . Oktober 1993 geltenden und im Amtsblatt der Euro­
päischen Gemeinschaften, Reihe C, veröffentlichten Kurs
in Landeswährung umgerechnet.

Artikel 15

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 27. August 1993

Für die Kommission

Rene STEICHEN

Mitglied der Kommission

— 5 000 Tonnen Weichweizen,
— 10 000 Tonnen Hartweizen,
— 1 500 Tonnen Reis,
— 1 300 Tonnen Butter,
— 7 000 Tonnen Rindfleisch,
— 2 000 Tonnen Olivenöl ,
— 1 000 Tonnen Käse grana padano,
— 1 000 Tonnen Käse parmigiano reggiano .

Artikel 9

Bis zum Betrag von 78 000 ECU können den Interven­
tionsbeständen folgende Erzeugnismengen zur Verteilung
in Luxemburg entnommen werden :
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BESCHLUSS DER KOMMISSION

vom 6. September 1993
über die Einstellung des Antidumpingverfahrens betreffend die Einfuhren von

Fahrrädern mit Ursprung in Taiwan

(93/48 5/EWG)

Antidumpingzoll auf die Einfuhren von Fahrrädern
mit Ursprung in der Volksrepublik China ein. Die
Dumpingspanne für Taiwan wurde als geringfügig
angesehen, so daß auf die Einfuhren von Fahrrä­
dern mit Ursprung in diesem Land keine Anti­
dumpingzölle eingeführt wurden .

(4) Die betroffenen Parteien erhielten Gelegenheit,
ihren Standpunkt schriftlich darzulegen und bei
der Kommission einen Antrag auf Anhörung zu
stellen .

(5) Keine der betroffenen Parteien legte Beweise vor,
die eine Änderung der Feststellungen der Kommis­
sion erforderlich machten .

(6) Da nach den Feststellungen der Kommission das
Dumping bei den Einfuhren von Fahrrädern mit
Ursprung in Taiwan unerheblich war, sollte das
Verfahren gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Verord­
nung (EWG) Nr. 2423/88 eingestellt werden . Im
Beratenden Ausschuß wurden dagegen keine
Einwände erhoben —

BESCHLIESST :

Einziger Artikel
Das Antidumpingverfahren betreffend die Einfuhren von
Fahrrädern und anderen Zweirädern (einschließlich
Lastendreiräder) ohne Motor des KN-Codes 8712 00 mit
Ursprung in Taiwan wird eingestellt .

Brüssel, den 6 . September 1993

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2423/88 des Rates
vom 11 . Juli 1988 über den Schutz gegen gedumpte oder
subventionierte Einfuhren aus nicht zur Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft gehörenden Ländern ('), insbe­
sondere auf Artikel 9,

nach Konsultationen in dem mit der Verordnung (EWG)
Nr. 2423/88 eingesetzten Beratenden Ausschuß,

in Erwägung nachstehender Gründe :

VERFAHREN

( 1 ) Im Juli 1991 erhielt die Kommission von der
European Bicycle Manufacturers Association
(EBMA) im Namen von Gemeinschaftsherstellern ,
auf die ein größerer Anteil der Fahrradproduktion
der Gemeinschaft entfällt, einen Antrag auf Verfah­
renseinleitung. Der Antrag enthielt Beweise für das
Vorliegen von Dumping bei den Einfuhren aus
Taiwan und der Volksrepublik China und für eine
dadurch verursachte Schädigung. Diese Beweise
wurden als ausreichend angesehen, um die Einlei­
tung eines Verfahrens zu rechtfertigen .

(2) Die Kommission veröffentlichte daraufhin im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften eine
Bekanntmachung über die Einleitung eines Anti­
dumpingverfahrens betreffend die Einfuhren von
Fahrrädern mit Ursprung in Taiwan und der Volks­
republik China (2).

(3) In der Folge führte die Kommission mit der
Verordnung (EWG) Nr. 550/93 (3) einen vorläufigen

Für die Kommission

Leon BRITTAN

Vizepräsident

(') ABl . Nr. L 209 vom 2. 8 . 1988 , S. 1 .
(2) ABl . Nr. C 266 vom 12. 10 . 1991 , S. 6 .
O ABl. Nr. L 58 vom 11 . 3 . 1993, S. 12 .
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